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über

die Verhandlungen
des

XM. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Elfte Sitzung.

Oldenburg , den 7. December 1872 . Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung : Fortsetzung der Bcrathung über den Bericht des Finanzausschusses, betr. den Voranschlag der
Ausgaben des Herzogthums Oldenburg prp 1873/75 . ( Vorlage 56 ) .

Vorsitzender : Präsident Graepel.

Am Ministertisch : Staatsminister v . Berg  und die

Reg .-Com . : Geh . Ober - Regierungsrath Hofmeister,  Cam¬
merrath Hcumann,  Cammerrath Jansscn  und Ger . - As¬
sessor Wesche.

Der Schriftführer Abg . Köhler  verliest das Protokoll
der letzten Sitzung ; dasselbe wird genehmigt.

Eingänge:
1. Schreiben der Staalsregicrung , betr . den Entwurf

eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg , betr.
die Besoldungsverhältnisse der Eisenbahnverwaltung.
(An den Finanzausschuß ) .

2 . Petition des Gefangcnwärters Reimers  zu Noh¬
felden , betr . Aufbesserung seines Gehalts . ( An dens
Ausschuß ) .

Es wird zur Tagesordnung übergegangen.

Fortsetzung der Berathung über den Bericht des Finanz¬
ausschusses , betr . den Voranschlag der Ausgaben des Her¬

zogthums Oldenburg pro 1873 — 75 . ( Vvrl . 56 ) .
Zu 8 . 42 hatte der Ausschuß folgende Anträge gestellt:

45:

der Landtag wolle zu Unterstützungen und Reguli¬
rungen in Betreff der Abwässerungsverhältnisse , zu

Unterstützungen an einzelne Gemeinden und zur In¬
standsetzung von Staatsgewässcrn für 1873 —
6900 für 1874 — 1000 ^ und für 1875 —

1000 bewilligen.

AL 46:

der Landtag wolle als Zuschuß für die Gemeinden
Wardenburg und Osternburg zur Entwässerung der
an der Hunte und Lethe belegenen Grundstücke für

1873/75 jährlich 2500 ^ unter der Bedingung be¬
willigen , daß die Staatsregierung erklärt , sie werde

zu diesem Zwecke die Bewilligung weiterer Mittel

beim Landtage nicht beantragen.
Staatsminister v . Berg : Der Landtag habe gestern

dem Anträge der Staatsregierung auf Bewilligung einer

Unterstützung nicht entsprechen zu können geglaubt . Heute
stände derselbe vor einer ähnlichen Frage ; während es sich
gestern im Wesentlichen darum gehandelt hätte , einen Zuschuß
zu bewilligen , um durch Kunstwiesenbau die Erträge der
Grundbesitzer zu erhöhen , handle cs sich heute um Bewilli¬

gung eines Zuschusses , durch welchen den Grundbesitzern die
natürlichen Erträge des Bodens gesichert werden sollten . Die

Wasserpolizei habe bisbcr nur eine sehr geringe Handhabe in
den bestehenden Gesetzen und dem Herkommen gehabt und

in Folge dessen sei ein Zustand vollständiger Verwilderung
in dem Hunte « und Lcthcthale cingetreten . Diesem Uebel-
stande müsse nothwendig durch Unterstützung abgeholfen wer¬

den ; die Grundbesitzer erzielten häufig entweder gar keinen,
oder doch nur einen sehr geringen Ertrag aus ihrem Grund¬

besitze ; verschiedentlich hätten sie schon mittelst Petitionen um

Abhülfe nachgesucht . Die cingetretenen Verwilderungen
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hätten die Grundcigenthümcr nicht selbst verschuldet. Es
handle sich hier nicht um eine Melioration der Erträge, son¬
dern es sollten den Bewohnern jener Gegenden nur die ge¬
wöhnlichen Erträge des Bodens gesichert werden. Es gäbe
kein Princip ohne Ausnahme und gerade im vorliegenden
Falle lägen sehr wichtige Momente vor, die eine Ausnahme
vollständig gerechtfertigt erscheinen ließen. Der Standpunkt
der Minorität habe in sich wohl Berechtigungen, aber in
der Verwaltung dürfe man nicht allzu streng sich an Prin-
cipien halten, namentlich nicht, wenn es sich um so große
Interessen handele. Die Minorität habe darauf hingewiesen,
daß die Sielachten in der Marsch nie einen Zuschuß von
der Staatscasse erhalten hätten, er müsse aber bemerken, daß
für die Deiche früher sehr bedeutende Summen verausgabt
seien und daß der Deichschutz es allein den Sielachten er¬
möglicht habe, an die Herstellung einer genügenden Abwässe¬
rung denken zu können. Man müsse hier die Frage des
Bedürfnisses ins Auge fassen und man würde nicht in Ab¬
rede stellen können, daß hier ein Fall vorliege, wo die
Staatsregicrung unterstützend eingreifen müsse. Die Majo¬
rität habe sich im Princip auf den Standpunkt der Staats¬
regicrung gestellt, nur habe sie in der Anwendung des
Princips nicht soweit gehen zu dürfen geglaubt wie diese.
Man habe die Sache im Ministerium wohl erwogen und
die beantragte Summe sei gewiß nicht zu hoch gegriffen;
die Versammlung möge darin dem Ministerium Zutrauen
schenken und überzeugt sein, daß die beantragte Summe nicht
zu hoch gegriffen, sondern den vorliegenden Verhältnissen
durchaus entsprechend sei. Er ersuche die Versammlung
dringend, den Antrag der Staatsregicrung anzunehmen und
nicht weniger zu bewilligen. Es sei um so mehr berechtigt,
die beantragte Summe anzunehmen, als es sich hier auch
um positive Interessen des Staats handle. Der Staat habe
ein großes Interesse rücksichllich der ihm obliegenden Jnstaud-
setzung einer Huntestrccke, rücksichtlich der Abwässerung seiner
großen Moore und seiner Mühlen. Zum Schluß ersuche er
den Ausschuß, die gestellten Bedingungen fallen zu lassen, da
man nicht wisse, welche Verhältnisse die Zukunft in ihrem
Schooße berge.

Abg. Ahlhorn : Er für seine Person könne sich nicht
auf den Standpunkt der Staatsregicrung stellen. Der Fall,
daß einige Leute arm, andere bemittelt seien, träfe hier nicht
zu; er halte die vom Ausschuß bewilligte Summe für voll¬
ständig genügend. Wenn man die volle, von der Staats¬
regierung beantragte Summe bewilligen-wollte, so würde
man sich besser stehen, wenn man die Mühlen wegnähme.
Wenn man in den Motiven dagegen angeführt habe, daß
dieses deßhalb nicht geschehen könne, weil alsdann die Häuser
an der Huntestraße versinken würden, so glaube er, daß die
Staatsregierung darauf keine Rücksicht zu nehmen habe.

Staatsminister v . Berg : Er könne nicht glauben,
daß es dem Abg. Ahlhorn Ernst sei, wenn er behaupte, daß

die Staatsregicrung keine Rücksicht darauf zu nehmen habe,
wenn in Folge neuer Anlagen ganze Straßen einstürzcii

-würden. Wollte man die Mühlen wegnehmen, so wurde»
sich die Kosten noch bedeutend steigern. Es läge ihm sehr
am Herzen, dies große Werk zu Stande zu bringen, war
aber ohne einen erheblichen Zuschuß seitens der Staatsre¬
gierung nicht geschehen könne.

Abg. Rüdebusch : Er habe sich gewundert, daß der
Ausschuß Bedenken trage, die von der Staatsregierung bean¬
tragte Summe zu bewilligen. Nach seiner Meinung' habe
allein der Staat die schlechten Abwässerungsverhältnisse ge¬
schaffen. Der Abfluß, der früher bei Kreienbrück gewesen,
sei durch den Bau der Chaussee verschlossen, ferner würde
durch den Hunte-Emscanal sehr viel Wasser zugeführt. Er
sei der Ueberzengung, daß das große Project ausgeführt
werden müsse, und daß nur hiedurch Abhülfe geschafft werden
könne. Wenn die Jnreressenten sich auf den gesetzlichen Boden
stellen und verlangen, daß die Hunte bestickmäßig hergestellt
würde und die Mühlen weggenommcn würden, so würde
dem Staate die Entwässerung nach seiner Ansicht über
100,000-L kosten, dieHunte müßte alsdannaufx>I.w. Stunde
Wegs, soweit sie Staatsgcwässer sei, ganz erheblich vertieft
und erweitert werden, um bei Fluthen die Gewässer unge¬
hindert abführen zu können, die Lethe müsse vertieft werden,
um die Schifffahrt beibehalten zu können und die Rostwerke
der Gebäude an der Hunte würden leiden. Die Ansicht
Ahlhorn ' s,  daß es besser sei, die Mühlen wegzunehmen,
könne er nicht cheilen; er glaube, baß, wie auch schon der
Herr Staatsminister hervorgehohen, die Kosten alsdann sich
bedeutend steigern würden. Die obere Hunte sowohl wie der
Hunte-Ems-Canal würden vertieft werden müssen und dies
würde jedenfalls ganz enorme Kosten verursachen. Die von
der Staatsregierung beantragte Summe sei seines Erachtens
noch sehr niedrig gegriffen. Er könne deßhalb den Antrag
der Staatsregierung nur dringend empfehlen, und sei über¬
zeugt, daß der Ausschuß hier einen Mißgriff gethan habe.

Abg. Russell : Er habe aus dem Berichte ersehen,
daß im Ausschüsse verschiedene Ansichten zu Tage gekommen
seien. Das Princip, daß Privatunternehmungen nicht durch
Staatsmittel unterstützt werden sollten, hätte der ganze Aus¬
schuß mit Ausnahme von 2 Mitgliedern verlassen. AuS
den Motiven der Wasserordnungerkenne er die loyale Ver¬
pflichtung, den Gemeinden zu Hülfe zu kommen. Welche
Summen gegeben werden müßten, darüber ließe sich streiten.
Der Ausschuß habe geglaubt, daß die von ihm bewilligte
Summe genügen würde; da aber der Herr Staatsminister
behaupte, er könne die gestellten Bedingungen nicht an¬
nehmen, so erkläre er im Namen der Majorität , daß sie die
Bedingungen fallen lassen würde.

Auf Anfrage des Präsidenten erklärt sich die Versamm¬
lung damit einverstanden, daß über den Antrag 46, insoweit
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er auf eine bedingte Bewilligung gerichtet ist, die Verhand¬
lung nicht fortzusetzen ist.

Abg. Brockhaus : Die Entwässerungsanlagenstän¬
den bei ihm in sehr hohem Ansehn. Die große Waffcrwüste
oberhalb der Cäcilienbrücke wäre gewiß Jedem schon längst
ein Greuel gewesen, insbesondere auch dem landwirthschaft-
lichen Auge; man müßte deßhalb der Staatsregierung An¬
erkennung zollen, daß sic diesen Punkt ins Auge gefaßt habe,
und Jeder müsse hier des großen Erfolges wegen gern eine
Unterstützung bewilligen, zumal nachgewiesenermaßen die
Kräfte der betheiligten Gemeinden für das Unternehmen nicht
auörcichtcn. Wo ein solcher Erfolg zu erzielen sei, La sei
volle Veranlassung vorhanden, mit Staatsnuterstützungenein-
zugreifen, zumal da die Finanzlage augenblicklich so günstig
sei; so viel die Finanzen erlaubten, müsse gegeben werden.

Neg.-Com. Hofmeister : Er möchte ans einige Ge¬
sichtspunkte näher aufmerksam machen. Es sei hervorgehoben
worden, daß es gegen das Princip verstoße, hier einen Zu¬
schuß zu bewilligen; dies sei wohl nicht der Fall. Es handle
sich hier nach seiner Ansicht nicht um ein Privatinteresse, son¬
dern cs läge ein öffentliches Interesse vor , weil das Gesetz
die Gemeinden verpflichte, die zur Instandsetzung der öffent¬
lichen Gewässer erforderlichen Kosten zu tragen, auch wenn
die beitragspflichtigen Grundstücke kein Interesse bei einer
solchen Correction hätten, wie cs bei den meiste» Grundstücken
in der Gemeinde Osternburg der Fall sei. Eine solche im
allgemeinen Interesse gesetzlich bestimmte Verpflichtung könne
man doch unmöglich als ein Privatinteresse bezeichnen. Der
Gemnnderath zu Osternburg habe sich erst nach vielen Be¬
denken zu dieser kostbaren Anlage bereit erklärt und dabei
auf eine erhebliche Hülfe des Staats gerechnet, welcher selbst
so vielfach dabei betheiligt sei. Er könne das Princip der
gesetzlichen Bestimmung nicht für richtig halten, daß die Kosten
der Entwässerung von den Gemeinden zu tragen seien, indeß
habe das Gesetz dieses Princip einmal festgesetzt, und so
müsse man doch auch die Voraussetzungen des Gesetzes in
den Motiven anerkennen.

Bei der Rechtfertigung dieses Grundsatzes, weßhalb man
die Wasserlast den Gemeinden und nicht den Flnßverbänden,
wie in den Marschen, auferlegt habe, sei ausdrücklich hervvr-
gehvben, daß man ohne große Härten zu bedeutenden Fluß-
correctioncn nur dann würde gelangen können, wenn die
großen Koste» entweder durch ein Specialgesetz oder durch
die Bcihülfe des Staats den Gemeinden theilweise abgenom¬
men würden. Es gäbe hier nur diese beiden Wege, die
Überlastung der Gemeinden zu vermeiden, entweder müsse
ein Specialgesetz für diesen Fall erlassen, oder von Seiten
des Staats ein erheblicher Zuschuß gegeben werden. Ostern¬
burg und Wardenburg seien arme Gemeinden, und der Kosten¬
anschlag für die in Frage stehenden Anlagen betrage 67,250 .̂/.
Diese große Summe könnten die Gemeinden selbst mit Hülfe
der benachbarten Gemeinden nicht tragen, da sie mehr als

den Reinertrag der beitragspflichtigen Grundstücke eines gan¬
zen Jahres betrügen. Wolle man diese Kosten auch auf viele
Jahre vertheilen, so würden die Gemeinden durch eine solche
Amortisation doch für viele Jahre in ihrer Steuerkraft so
beschränkt werden, daß sie ihren sonstigen vielen Verpflich¬
tungen nicht würden genügend entsprechen können. Die In¬
standsetzung der Hunte sei eine gesetzliche Verpflichtung, da
nach dem Gesetze jedem Flusse eine solche Beschaffenheit ge¬
geben werden müsse, daß das ihm zufließende Wasser unnach¬
theilig abgeführt werden könne. Sollte aber der jetzige Lauf
der Hunte von Tungeln bis Oldenburg in den dazu erfor¬
derlichen Stand gesetzt werden, so müsse die ganze obere
Strecke um mehrere Fuß vertieft, der Hunte-Ems-Canal mit¬
telst Schleusen abgeschlossen und die Wassermühlen in der
Stadt Oldenburg beseitigt werden, wie dies auch schon vor¬
her erwähnt sei. Eine solche Maßregel sei aber fast unaus¬
führbar und viel kostbarer für den Staat , selbst wenn dieser
auf eine Entschädigung für Aushebung der Mühlen verzichten
wollte. Die Mühlen brächten aber eine jährliche Pacht von
mehr als 2000 -S . Das Interesse des Staates sei so groß,
daß die beantragte Summe gewiß nicht zu groß sei und
dabei ein paar Tausend Thaler wohl nicht in Betracht kom¬
men könnte», wenn das ganze so wichtige Unternehmen da¬
durch in Frage gestellt werden würde.

Abg. Rüdebufch : Wenn die Mehrheit des Aus¬
schusses ihren Antrag abgeändert habe, so sei dies sehr gut,
aber noch nicht genügend. Die Gemeinden Osternburg und
Wardenburg würden einen Zuschuß von 7000 ^ zurück¬
weisen und energisch darauf bestehen, daß der Staat Abhülfe
schaffe und die Hunte bestickmäßig herstelle.

Abg. Ahlhorn : Er könne nicht mehr thun, als die
Bedingungen fallen zu lassen; dies sei aber das höchste, wozu
er sich habe entschließen können. Weder für diese, noch für
die nächste Finanzperiode würde er mehr bewilligen. Die
Drohung, die der Abg. Rüde dusch  ausgesprochen, könne
ihn nicht rühren.

Staatsminister v . Berg : Es könne der Staatsregie-
rung nicht gleichgültig sein, ob 7000 ^ mehr oder weniger
bewilligt würden. Wenn der Abg. Ahlhorn  auf den näch¬
sten Landtag verweise, so heiße das, die Sache auf 3 Jahre
verschieben wollen. Diese Anlage zu vertagen sei nicht zu¬
lässig, weil es sich darum handle, Calamitäten vorzubengen.
Schwierige Verhandlungenhätten endlich dahin geführt, daß
die Correction gesichert erscheine, und sei das auch nur ge¬
lungen Lurch Hinweis auf eine entsprechende Unterstützung
des Staats , wozu die Berechtigung in den Motiven zur
Wasscrordnung gelegen habe. Der Landtag möge das Er-
gebniß der Verhandlungen nicht wieder in Frage stellen und
dem Wunsche der Staatsregierung Lurch die Bewilligung
der vorgeschlagenen Subvention entsprechen.

Abg. Ahlhorn : Er bäte um namentliche Abstim¬
mung.
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Abg. Iluffeü : Wenn die Gemeinden das Recht hät¬
ten, wie der Abg. Rüde dusch  behauptet, vom Staate eine
Unterstützung zu verlangen, so wäre es ihre Pflicht, dies
Recht geltend zu machen, und würde man vorher nichts be¬
willigen dürfen. Er fasse die Sache aber nicht so auf und
bäte deßhalb die Versammlung, den Antrag des Ausschusses,
wie er jetzt gestellt sei, anzunehmen.

Abg. Nüdebusch zur tatsächlichen Berichtigung: Er
habe gar keine Drohung auSsprcchen, sondern nur sagen
wollen, daß die Gemeinden das große Project ausgcben
müßten, wenn nicht die genügende Summe bewilligt würde.

Abg. Echo IN er litt : Er erkenne das Princip an, daß
die Staatsregierung Privatunternehmungen nicht unterstützen
dürfe, wie er dies auch in den Verhandlungengezeigt habe.
Gestern sei das Unternehmen nicht dadurch gefährdet worden,
Laß statt 3000 -F 2000 bewilligt seien. Heute handle cs
sich um die Existenzfrage des ganzen Werkes und die Eristcnz
desselben möchte er nicht in Frage stellen. Da die Staats¬
regierung jedenfalls am besten wisse, welche Summe hier er¬
forderlich sei, so werde er für deren Antrag stimmen.

Abg. v . Galen : Er stimme mit dem Abg. Scho-
mann  überein ; es handle sich hier nicht um ein Privat -,
sondern um ein öffentliches Interesse, und deßhalb sei auch
er für den Antrag der Staatsregierung.

Abg. Hotzer : Nücksichtlich des Kostenpunktes habe
er kein Urthcil, und müsse man sich in dieser Beziehung auf
das Urthcil solcher Leute verlassen, die ein kompetentes Ur-
theil hätten, weßhalb auch er für die Regierungsvorlage
stimmen werde.

Reg.-Com. Hofmeister : Die Höhe der Summe der
Beihülfe habe allerdings einen bedeutenden Einfluß auf die
Belastung der Gemeinden und deren spätere Entlastung.
Solche Verhältnisse wie hier kämen wohl nur außer bei der
Hunte noch bei der Hase vor , wo die Sachen ganz ähnlich
lägen, und wo ebenfalls eine Summe von der Höhe, wie sie
hier veranschlagt sei, erforderlich werden dürfte.

Es wird zur Abstimmung geschritten.
1. Der Antrag AL. 45 des Ausschusses:

«der Landtag wolle zu Untersuchungen und Reguli-
rungcn in Betreff der Abwässerungs-Verhältniffe zu
Unterstützungen an einzelne Gemeinden und zur In¬
standsetzung von Staatsgewässern für 1873 — 6900 «A,
für 1874 - 1000 .P und für 1875 — 1000 «jS
bewilligen,"

wird angenommen.
2. Der Antrag der Abgeordneten Abels und Oetken:

«der Landtag wolle beschließen, aus den im Berichte
angeführten Gründen über den Antrag der Staats-
regiernng auf Unterstützung der Gemeinden Warden¬
burg und Osternburg zur Entwässerung der Hunte
und Lethe, zur Tagesordnung überzugehen,"

wird abgelehnt.

3. Der Antrag des Ausschusses AL. 46 wird in fol¬
gender Fassung angenommen:

«der Landtag wolle als Zuschuß für die Gemeinden
Wardenburg und Osternburg zur Entwässerung der
an der Hunte und Lethe bclegencn Grundstücke für
1873/75 jährlich 2500 »./ bewilligen."

4. Wurde der Antrag der Staatsregierung auf Be¬
willigung von 5000 »-/ jährlich pro 1873/75 in nament¬
licher Abstimmung mit 17 gegen 13 Stimmen ange¬
nommen.

Für den Antrag stimmten die Abgeordneten: Graepel,
Hoher , Köhler , Krahn , Propping , Rüdebusch,
Schomann , Wilken , Windmüller , Wulff , Barn¬
stedt , Borgmann , Brockhaus , Bünnemeicr , Bun-
nemann , Cammann , v. Galen.

Gegen den Antrag die Abgeordneten: Glüsing , von
Hammel , Lengler , Müller , Nathan , Oetken,
Russell , Schildt , Stukenborg , Tantzen , Abels,
Ahlhorn , Eilks.

Beurlaubt waren die Abgeordneten Huchting und
Strodthoff.

Uebcr die §§. 43 bis 53 wurde die Abstimmung aus¬
gesetzt.

Ebenso über §. 54, bei welchem die Petition des Ge-
meindevorstauds zu Altenesch, betr. die Correction der Och¬
tum, für erledigt erklärt wurde.

Ueber §§. 55—58 wurde die Abstimmung ausgesctzt.
Der Antrag AL 62 des Ausschusses:

der Landtag wolle zu der im Jahre 1872 geschehenen
Mehrvcrwendung von 15,000 »./ zur Chaussceanlage
von Sengwarden nach Hooksiel seine nachträgliche
Genehmigung erthcilen,

wurde angenommen.
Zu K. 59 wurde der Antrag 64 des Ausschusses an¬

genommen.
der Landtag bewillige zu der Chauffeeanlage zwischen
Edewecht und Zwischenahn 13,600 »-/ für 1874 und
20,000 »-/ für 1875 unter der Bedingung, daß die
beiden betheiligten Gemeinden ihrer Verpflichtung
Nachkommen werden.

Ueber Z. 90 wurde die Abstimmung ausgesetzt.
Zu Z. 61 wurde der Antrag AL 66:

der Landtag bewillige zur Chausseeanlage von Ovel¬
gönne durch Frieschenmoor, Schwei und Seefeld nach
Stollhamm 35,000 «/ für 1873 , 45,000 »-/ für
1874 und 57,500 «/ für 1875,

angenommen, und wurde Seitens der StaatSregierung das
Einverständniß zu diesen Beträgen erklärt.

Zu den 88- 62—64 wurde die Abstimmung ausgcseßt.
Zu 8. 65 wurden die Anträge des Ausschusses:
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M . 70:

der Landtag wolle einen Zuschuß zur Herstellung ver¬

schiedener Kunststraßcn im Amtsverbande Vechta von

3262 15 ^ jährlich für 1873/75 bewilligen,
M 71:

der Landtag wolle die Staatsregierung ersuchen , bei

denjenigen Gemeinden , welche von einer Chaussee¬

anlage wenig oder gar keinen Nutzen haben und doch

diese Kosten mit tragen müssen , die Härten , sofern

solche vorhanden , bei der Vertheilung des Zuschusses

auszugleichcn,

angenommen.
Zu 8 - 66 wurde die Abstimmung ausgesetzt.

Die Anträge des Ausschusses
HL 73:

der Landtag wolle die Petitionen des Gemeinderaths

zu Tossens und des Gemeinderaths zu Eckwarden,
betr . Len Bau einer Chaussee von Mütcldeich nach

Tossens und Eckwarden , der Staatsregierung zur ge¬

eigneten Berücksichtigung übergeben,
M . 74:

der Landtag wolle die Petition aus den Gemeinden

Oldorf , Tettens und Middoge , betr . die Herstellung

einer Verbindungs - Chaussee zwischen der wanger-
ländischen und der Wittmnnd -Carolinensieler Chaussee,

der Staatsregierung zur geeigneten Berücksichtigung

übergeben,
wurden angenommen.

Zu 88 - 67 — 69 wurde die Abstimmung ausgesetzt.

Reg . - Com . Steche zu 8 - 70 mit dem Ausschußantrag
M 78 , welcher lautet:

der Landtag wolle für Geschäftskosten der Commission

zur Untersuchung der Dampfkesselanlagen jährlich

600 ^ pro 1873/75 unter der Bedingung bewilligen,

daß die dem Obermaschinenmcister gewährte Vergü¬

tung von 150 jährlich , ihm bei einer etwaigen

Pensionirung nicht als Gehalt angerechnet werden
kan » .

Er bemerke , daß die dem Antrag hinzugcsügte Bedin¬

gung überflüssig wäre , weil dies nach dem Civilstaatsdiener-

gesetz überhaupt unzulässig sei ; deßhalb gebe er anheim , diese

Bedingung zu streichen.
Abg . Ahlhorn : Wenn die Bedingung auch über¬

flüssig sei , so könne sie doch kcinenfalls schaden . Es sei hier

aber wieder eine Ausnahme gemacht worden , da der Ober¬

maschinenmeister diese Nebenfunction unentgeltlich hätte über¬

nehmen müssen.

Reg .- Com . Steche : Wenn der Obermaschinenmeister

abwesend sei , so trete sein Stellvertreter ein . Die Regie¬

rung würde in große Verlegenheit kommen , wenn diese Func-

tionszulage abgelehnt würde . Es sei bisher nicht möglich

gewesen , einen Nichtstaatsdicner zu gewinnen.

Berichte . XVII. Landtag.

Antrag 78 wird angenommen.

lieber 88 . 71 — 78 wurde die Abstimmung ausgesctzt.

Zn tz. 79 war von der Staatsregierung eine Erhöhung

der Position beantragt , und wurde der demgemäß gestellte

Ausschußantrag
HL 86:

der Landtag wolle au Gehalten , Löhnen und Kleid¬

geldern für die Strafanstalt in Vechta für 1873 —

10,798 ^ 28 ^ und für 1874/75 jährlich 11,308 . ^
28 ^ bewilligen,

angenommen.
lieber 8 - 80 wurde die Abstimmung ausgesetzt.

Zu 8 - 81 war die Position von der Staatsregierung

erhöht , und wurde der dem entsprechende Antrag
HL 88:

der Landtag wolle für Gehalte , Löhne und Kleidgelder

der Gefängnißanstalt zu Oldenburg für 1873 —

2140 — für 1874 — 2160 ^ — und für

1875 — 2170 bewilligen,

angenommen.
lieber 88 - 82 — 90 Abstimmung ausgesctzt.

Abg . Ahlhorn zu 8 . 91 mit dem Ausschußantrag

H § 99 , welcher lautet:

der Landtag wolle als Zuschuß zu den Kosten der

höheren Bürgerschule ( Realschule ) in Oldenburg für

die Finanzperiode 1873/75 jährlich 1500 ^ unter

den vom letzten ordentlichen Landtage beschlossenen

Bedingungen , bewilligen.

Die im letzten Landtage beschlossenen Bedingungen seien,

um Mißverständnisse zu vermeiden , im darauf folgenden

außerordentlichen Landtage etwas modificirt ; es müsse deß¬

halb in dem Anträge 99 nach dem Worte : ->ordentlichen »

eingeschaltet werden : » und außerordentlichen " .

Antrag 99 mit dem vom Abg . Ahlhorn  beantragten

Zusatz angenommen.

lieber 8 - 92 Abstimmung ausgesctzt.

Reg . - Com . Wo sehe zu 93 : Es sei zu dieser Posi¬

tion ein Gesuch bei der Staatsregierung cingegangen , wo-

über die Verhandlungen noch nicht beendet seien , und bäte

er , diese Position auszusetzen.

Wird angenommen.
§ § . 94 — 95 ausgesctzt.
Auf Vorschlag des Präsidenten wird hierauf beschlossen,

auch die 88 - 92 , 94 und 95 von der heutigen Tagesord¬

nung abzn setzen.
lieber 88 - 96 — 97 die Abstimmung ausgesetzt.

8 . 98 ganz ausgesetzt.
lieber die 88 - 99 — 101 wurde die Abstimmung ans¬

gesetzt.
8 > 102 ganz ausgesetzt.

lieber 88 - 103 — 110 und 112 die Abstimmung aus¬

gesetzt.
10



HK. 111 und 113 ganz ausgesctzt.
lieber 88 - 114 — 1i7 Abstimmung anSgesetzt.
Abg . Propping zu § . 118 mit dem Ausschußalltrag

122 , welcher lautet:

der Landtag wolle zu Gehalten der Amts -Einnehmer
17,075 ^ pro 1873 und 17,175 ^ jährlich pro
187 -1/75 bewilligen.

Zu dieser Position seien 60 F nachgefordert worden;
der Ausschuß habe nichts dagegen zu erinnern , weßhalb er
den früheren Antrag zurücknähnic und einen neuen Antrag
dahin stelle , daß die Position um 60 -L jährlich erhöht
werde.

Wird angenommen.
Zu 8 - 119 hatte der Ausschuß beantragt:

123:

der Landtag wolle als Geschäftskosten für die Amts-
einnehmer 5300 -.P jährlich pro 1873/75 bewilligen.

121 ( Oetken ) :
der Landtag beschließe , Großherzogliche Staatsre¬
gierung zu ersuchen , die Entschädigung des für den
Bezirk des früheren Amts Burhave eingestellten Amts-
einnehmers in Abbehausen für die Abgaben - Erhebung
in Tossens bis dahin , daß der Sitz des Amts nach
Stollhamm verlegt werde , auf die Landescasse zu
übernehmen.

Reg -- Com . Janffen : Der Bezirk des früheren Amts
Burhave sei in derselben Lage , wie viele andere , z. B . im
Münsterlande und Westerstede . Dort hätten die Gemeinden
mit dem Amtseinnehmer einen Vertrag geschlossen , und zwar
gewöhnlich der Art , daß die Gemeinde die Fnhrkosten und
Diäten des Amtseinnehmers , sowie die Kosten etwaiger
Sicherungsmaßregcln für die Caffe übernähme . Am besten
sei es in dieser Beziehung in Zwischenahn eingerichtet , wo
dem Amtseinnehmer für jedes abgefcrtigtc Qnittungsbuch
eine kleine Gebühr bezahlt würde ; wer diese nicht entrichten
wolle , könne nach Westerstede gehen . Im Münsterlande sei
früher allerdings vielfach auswärts gehoben worden , dies
habe aber mit der alten Schatzung in Verbindung gestanden,
und als im Jahre 1366 die Schatzung aufgehoben , seien die
letzten Gründe für den Fortbestand der auswärtigen Hebun¬
gen fortgefallen . Würde jetzt für daö ehemalige Amt Bur¬
have eine Ausnahme beschlossen , so müßte diese auf alle an¬
deren Districte , die in ähnlicher Lage sich befänden , ausge¬
dehnt werden , und somit dem Staate große Kosten daraus
erwachsen.

Abg . Ahlhorn : Er könne nicht dem Anträge des
Abg . - Oetken  beistimmen ; etwas anderes wäre es gewesen,
wenn derselbe beantragt hätte , der Amtseinnehmer solle sei¬
nen Sitz mitten im ehemaligen Amte Burhave haben.

Rcg .-Com . Janffen : Es läge allerdings der Gedanke
nahe , wenn 2 Amtseinnehmer da wären , diese ihrem Wohn¬
sitz nach zu trennen . Die Trennung sei aber mit mancherlei

Unzuträglichkeiten verbunden , La die Amtseinnehmer immer
in Verbindung mit dem Amte stehen müßten . In Bockhorn
habe man die Trennung versucht , aber cs sei nicht gewiß,
ob die Staatsregierung einen zweiten Versuch wage.

Abg . Ikuffell : Es dürfe kein Ort bevorzugt wer¬
den ; auch in seiner Gegend gebe es Gemeinten , die 1 Mei¬
len Weges machen müßten , um ihre Steuern zu bezahlen.

Abg . Windmüller : Er empfehle dem Abg . Oet¬
ken  das Verfahren , wie cö in Zwischenahn gehandhabt
würde.

Abg . Oetken : Wie er vom Herrn Rcgicrungs -Com-
missair erfahre , seien es doch nur wenige Gemeinden , und
sei er ganz dafür , daß es auch auf diese ausgedehnt werde.

Der Antrag 121 wird abgelehnt.
Ueber die 88 - 120 — 125 wurde die Abstimmung aus¬

gesetzt.
Zu 8 « 426 war von der Staatsregierung die Position

pro 1874 erhöht , und wurde dem entsprechend der Antrag
UVZ 130:

der Landtag wolle an Gehalt für den Landes -Oecono-
mie - Rath , den Domainen -- Inspektor und andere
Domanial - Beamte 2773 -O 7 ^ pro 1873 und
2873 7 ^ jährlich pro 1874/75 bewilligen,

angenommen.
Neg . - Com . Jansseri zn 8 - 127 mit dem Ausschuß¬

antrag 132 , welcher lautet:
der Landtag wolle die Großherzogliche Staatsregierung
ersuchen , die zum StaatSgute gehörenden , in der
Stadt Oldenburg belegenen beiden Bauplätze neben
der Bibliothek und neben dem Hause des Herrn Prä¬
sidenten Erd mann  am Walle öffentlich zu verkaufen.

Die Staatsregierung habe verschiedentlich die Absicht
gehabt , die Plätze zu verkaufen , habe aber doch damit ge¬
wartet , um sich namentlich den Platz neben dem Hause des
Präsidenten für den Bau eines Landtagsgcbäudes zu reser-
vircn . Da dies überflüssig geworden , so würde die Staats-
regicrung jetzt wohl kein Bedenken mehr haben , mit dem
Verkauf vorziigehrn.

8 . 127 angenommen.
Ueber 8 128 — 131 die Abstimmung auszesetzt.
Abg . Propping zu 8 - 432 , Antrag M 137 , welcher

lautet:

der Landtag wolle für Neubauten 18,000 «L> pro
1873 , 10,500 L pro 1874 und 6310 H pro 1875
unter der Bedingung bewilligen , daß die Pächter von
Staatsgütern die ihnen beschafften Neubauten mit
jährlich 2 '/ >r °/o verzinsen.

Der Ausschuß habe nachträglich gefunden , daß der An¬
trag die Absicht des Ausschusses nicht Wiedergabe ; nach Ab¬
lauf einer Pacht solle das Pachtgeld erhöht werden und be¬
antrage deßhalb der Ausschuß diesem Anträge folgende Worte
hinzuznfügeii .-
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„und nach Ablauf der Pacht das Tarat um diesen

Procentsatz erhöht werde . "

Reg . - Com . Janfsen : Er gäbe der Erwägung an¬

heim , ob nicht den Pächtern eine zu große Last aufgebürdet
werde , und ob der beantragte Zusatz von Wirksamkeit sei in

den Fällen , wo die Verpachtung meistbietend vorgcnommen
werde.

Abg . Ahlhorn : In den meisten Fällen sei keine

Concurrenz da , und die Pächter würden dies wohl leisten

können . Wenn sie ganz neue Gebäude bekämen , so fielen

auch die Reparaturkosten weg . Er glaube den modificirten

Ausschußantrag annehmcn zu können.

Antr . 137 mit dem gedachten Zusatze wird angenommen;

damit ist die Regierungsvorlage erledigt.

lieber die 88 . 133 bis 144 wurde die Abstimmung aus¬

gesetzt.

Zu Z. 145 wurde der Antrag
M 150:

der Landtag wolle als Zuschuß zur Zoll - und Steuer-

strafcasse 1835 jährlich pro 1873/75 bewilligen
und sich damit einverstanden erklären , daß ein über

die zu 1100 ^ jährlich aus Strafgeldern und Pro¬

cessen veranschlagten Einnahmen sich etwa ergebender

Ueberschuß zur Hälfte zur Erhöhung der Gratifika¬

tionen und zur Hälfte zur Verminderung des Zu¬
schusses aus der Laudescaffe verwandt werde,

angenommen.

Zu 8 - 146 war von der Staatsregierung die Position

erhöht und dem entsprechend vom Ausschüsse beantragt
151:

der Landtag wolle an Zuschuß zu den Kosten der
Zoll - und Steuerverwaltung 15,900 »K und 4500 «L,

zusammen 20,400 F jährlich pro 1873/75 bewilligen,
152:

der Landtag wolle zur Aufbesserung des Dienstein¬
kommens der Grenz - und Steueraufseher und Amts-

diener noch weitere 1300 jährlich pro 1873/75

bewilligen , wenn dem Herzogthum eine entsprechende

Erhöhung über seine jetzige Entschädigung von 4500 ^

jährlich für seine verhältnißmäßig größeren Grenz-
zollvcrwaltungskosten aus der Reichscaffe zugebilligt
wird.

Abg . Tantzcn : Es sei im Berichte mitgetheilt wor¬

den, daß auch den Greuzaufschcrn eine Gehaltserhöhung von

15 °/o bewilligt werden solle . Er beantrage aber , da diese

Leute wirklich in sehr kümmerlichen Umständen lebten , die

dem Anträge hinzugefügte Bedingung zu streichen.

Abg . Ahlhorn : Er sei freilich mit dem Abg.

Tantzcn  einverstanden ; der Ausschuß habe deßhalb die Be¬

dingung beigefügt , um der Regierung es leichter zu machen,

die 1300 ^ aus der Reichscaffe zu beziehen . Uebrigens

sei er der Ansicht , daß unser ganzes Zollwesen an Preußen

abgegeben werden müßte.
Abg . Tantzcn : Er sei hinsichtlich dieses letzten Punktes

mit dem Abg . Ahlhorn  vollständig einverstanden ; dies sei

auch schon früher mal beantragt worden . Man könnte aber

doch nicht die Beamten dafür strafen , daß sie sich in dieser

unglücklichen Lage befänden ; wenn die 1300 ^ aus der

Reichscaffe nicht zu bekommen wären , so müßten sie aus der

Staatscaffe genommen werden.

Abg . Hoher : Er schließe sich der Ansicht des Abg.

Tantzcn an,  La die Steuerbeamten wirklich dringend der

Unterstützung bedürften.
Abg . Russell : Die Gehaltserhöhungen würden den

Stcuerbcamien jedenfalls bewilligt werden , aber es frage sich

hier nur , ob sie aus unserer Staatskasse oder aus der Neichs-

caffe bezahlt werden sollten . Er glaube , die Reichscaffe werde

jedenfalls eher darauf eingehen , wenn diese Bedingung auf¬

recht erhalten werde.

Abg . Barnstedt : Er könne den Antrag des Abg.

Tantzcn  nur empfehlen.
Reg .- Com . Heumann : Die Staatsregierung gehe

davon aus , daß die Gehalte der Zollbeamten aus der Neichö-

caffe durch die Bauschsumme gezahlt würden und werden

müßten . Da aber der Bundesrath weitcrgehendcn Anträgen

einzelnen Regierungen gegenüber gerade die Normalsätze für

die Gehalte der untersten Zollbeamten so niedrig festgcstellt

habe , daß ein dringendes Bedürfniß der Aufbesserung der

Lage derselben vorliege , so habe die Staatsregierung nach

Mitteln gesucht , die außerordentlicher Weise für diesen Zweck
verwandt werden können . Diese Mittel habe sie gefunden in

denjenigen 4500 die das Hcrzogthum seit 1866 wegen

seiner verhältnißmäßig so viel längeren Zollgrenze als Ent¬

schädigung beziehe , und in denjenigen 3 -137 >/s Grenz-

meilengeldern , die jeder Vcreinestaat seit Anfang dieses Jah¬

res mit 100 ^ für jede Grenzmeile erhalte . Die Staats-

rcgierung beabsichtige nun , beim Buudcsrathe nicht allein

auf weitere Erhöhung der Normalsätze für die unteren Zoll¬

beamten anzutragen , sondern auch auf eine wesentliche Er¬

höhung der Entschädigungssumme von 4500 Die Staats-

rcgierung bezweifle auch nicht , daß der Bundesrath insbe¬

sondere den letzteren Antrag als begründet anerkennen werde,

denn das Hcrzogthum müsse verhältnißmäßig weit mehr Zu¬

schuß zu den gemeinschaftlichen Lasten leisten , als andere

Staaten . Wie schwer Oldenburg getroffen werde , wenn es

aus seiner eigenen Tasche die für die Beamten nothwendigen

Zuschüsse zahlen solle , ergebe sich schon daraus , daß auf je

10,000 Einwohner im Herzogthum 9, « Grenzaufseher fielen,

während z. B . in Baden nur 3, - , in Preußen nur 1, „ , in

Mecklenburg nur 0, -, und im ganzen Vereinsgebiet nur 1,s

Grcnzausseher auf je 10,000 Einwohner sich berechneten.

Aus dieser weiteren Entschädigung wünsche nun die Staats-

regicrung noch ferner 1300 zur Verfügung zu erhalten^
10 *
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UIN so das Diensteinkommen der bezeichnet !:» Beamten , wie

sie dasselbe im Jahre 1871 bezogen hätten, wenigstens für
die nächsten Jahre um circa 15°/° aufbeffern zu können.
Mit voller Sicherheit lasse sich freilich der Erfolg der von
der Staaksregierung beabsichtigten Anträge nicht vorher be¬
stimmen. Wolle deßhalb der Landtag auch die fraglichen
1300 ^ ohne alle Bedingung der Staatsregierung über¬
weisen, so werde er gern derselben von dem desfälligen Be¬
schlüsse die erforderliche Mitthcilnng machen, und für die
zweite Lesung des Voranschlags das Weitere dem Ausschüsse
knndgebcn.

Abg, Russell : Nach dieser Erklärungt es Regierungs-
Commiffairs sei er für de» Antrag des Abg. Tan Yen,  da
nicht hervorgehoben sei, daß man auf Hindernisse stoßen
würde, wenn man die Bedingungen fallen ließe.

Abg. Propping : Er habe pro persona nichts gegen
den Antrag des Abg. Tan Yen einzuwcnden.

Der Antrag 152 wird mit der vom Abg Tan Yen
beanlragtcn Verbesserung angenommen.

Ueber 88 - 117, 119 bis 151 Abstimmung ansgcsctzt.
8. 152 wird mit der vom Ausschüsse im Anträge 157

vorbehaltenen Abrundung der Beträge angenommen.
Neg.-Com. Heumanu zu Antrag 158, welcher lautet:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß die dem Voranschläge hinzugefügten6 Bemer¬
kungen dem Etat beigcdruckt werden, jedoch mit der
Abänderung, daß in der Bemerkung2 zwischen den
Worten „welche" und „Gehalte« das Wort : „nur"
gestrichen werde.

Dieser Gegenstand sei schon früher bei Berathung des
Centralvoranschlages zur Sprache gekommen; er bezöge sich
nur auf das, was er damals gesagt habe, und bemerke er,
daß die Staatsregierung das Wort „nur" beibehalten wünsche.
Er bäte, die Fassung der Vorlage bcizubehaltcn.

Antrag HL 158 wird angenommen, damit ist die Re¬
gierungsvorlage erledigt.

Neg.-Com. Heumann : Nachdem von dem Land¬
tage der Antrag des Ausschusses angenommen sek, nehme er
an, daß jetzt Alles beim Alten bleiben solle und die Staats-
rcgierung künftig in Betreff der Behandlung der gemischten
Positionen in derselben Weise verfahren könne, wie dies
früher der Fall gewesen. Er bäte, daß dieses ausdrücklich

im Protocoll bemerkt würde. Der Landtag fand hiergegen
nichts zu erinnern.

Die Positionen, über welche die Abstimmung ausgesetzt
worden, werden jetzt sämmtlich angenommen.

Schluß der Sitzung 12 /̂r Uhr.
Nächste Sitzung: Montag, den 9. Deeember, Vormit¬

tags 10 Uhr.
Tagesordnung:

1. Bericht des Verwaltungsausschuffes über den Entwurf
eines Gesetzes, betr. Neue Bestimmungen über das
Unterrichts- und Erziehungswcsen im Hcrzogthum
Oldenburg.

2. Bericht deS Verwaltungsausschuffes, betr. den Ent¬
wurf eines Gesetzes für das Fürstenthum Birkenfeld,
betr. die Ausübung der Jagd . (Borl . 23 .)

3. Bericht des Verwaltungsausschuffes über den Gesetz¬
entwurf, betr. die Wahle» zum Provinzialrathe des
Fürstenthums Lübeck. (Borl . 11.)

4. Zweite Lesung des Normal- Etats der Stärke und
Verpflegung der Gendarmerie. (Vorl. 51.)

5. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses, betr. die
Beschwerde der Gemeinde Lohne über Beschlüsse des
Amtsraths zu Vechta und einen Bescheid des Groß¬
herzoglichen Staatsminlsteriums wegen Chauffeean-
lagen.

6. Dcsgl. über die Petition der Vergantungsprotokollisten
im Amtsbezirk Cloppenburg, wegen Erhöhung ihrer
Gebühren für Abhaltung öffentlicher Verkäufe.

7. Desgl. über die Petition des Gustav Harbers  zu
Westerstede, als Direktors der Mobiliar-Feuerversiche-
rungs Gesellschaft„Gegenseitigkeit«, betr. Aenderung
des Art. 6 Z. 2 des Gesetzes vom 9. October 1868,
betr. die Stempelgebühren.

8. Desgl. über die Petition des RcchnungsftellersI . H.
Iaußen  zu Abbehausen, betr. Abänderung des Ge-
bührengesetzcs vom 28. Juni 1858.

9. Wahl eines Ersatzrichters zum Staatsgerichtshof.
(Vorl . 6.)

Der Berichterstatter:

Ellerhoch.
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